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(2) Die Bürger wirken insbesondere als Schöffen, Vertreter der Kollek­
tive, gesellschaftliche Ankläger und gesellschaftliche Verteidiger und durch 
Übernahme von Bürgschaften unmittelbar am Strafverfahren mit.

(3) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane haben 
die unmittelbare Mitwirkung der Bürger am Strafverfahren zu gewähr­
leisten.

§5
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz

(1) Im Strafverfahren ist die Gleichheit aller Bürger vor dem Gesetz zu 
gewährleisten. Niemand darf wegen seiner Nationalität, seiner Rasse, sei­
nes Glaubensbekenntnisses, seiner Weltanschauung oder wegen seiner Zu­
gehörigkeit zu einer Klasse oder sozialen Schicht strafrechtlich verfolgt 
oder benachteiligt werden. Für jeden Bürger gelten die Vorschriften dieses 
Gesetzes gleichermaßen und unabhängig von der erhobenen Beschuldi­
gung.

(2) Die Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz erfordert die allseitige 
Aufklärung der Straftat unter Berücksichtigung der Unterschiede in der 
Entwicklung des Beschuldigten oder des Angeklagten als Voraussetzung 
für die einheitliche und gerechte Anwendung des Strafrechts.

§ 6

Unantastbarkeit der Person
(1) Kein Bürger darf unbegründet einer Straftat beschuldigt oder außer 

unter den gesetzlich bestimmten Voraussetzungen in seiner persönlichen 
Freiheit beschränkt werden.

(2) Niemand darf als einer Straftat schuldig behandelt werden, bevor 
seine strafrechtliche Verantwortlichkeit nachgewiesen und in einer rechts­
kräftigen Entscheidung festgestellt ist. Im Zweifel ist zugunsten des Be­
schuldigten oder des Angeklagten zu entscheiden.

(3) Eine Verhaftung darf nur auf der Grundlage eines richterlichen Haft­
befehls (§ 122) erfolgen.

§7
Unverletzlichkeit des Eigentums, der Wohnung und des 

Post- und Fernmeldegeheimnisses
(1) Die Unverletzlichkeit des Eigentums und der Wohnung der Bürger 

sowie des Post- und Fernmeldegeheimnisses wird durch das Gesetz ge­
schützt.

(2) Durchsuchungen der Wohnungen und anderer Räumlichkeiten von 
Bürgern sowie Beschlagnahmen sind unter den im Gesetz geregelten 
Voraussetzungen zulässig.

§ 8

Feststellung der Wahrheit
(1) Das Gericht, der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane sind ver­
pflichtet, als Voraussetzung der Entscheidung über die strafrechtliche Ver-

15 Das neue Strafrecht 225


